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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren bei der Erteilung 
von Zollkontingentscheinen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Ist die Inanspruchnahme eines Zollkontingents 
von der Vorlage einer Bescheinigung über die Be- 
rechtigung zur zollermäßigten oder zollfreien Ein- 
fuhr (Zollkontingentschein) abhängig, so richtet sich 
das Verfahren bei der Erteilung von Zollkontingent- 
scheinen nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 2 

Zolikontingentscheine werden von den für die Ge- 
nehmigung der Einfuhr der betreffenden Waren 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz und den dazu er- 
gangenen Rechtsverordnungen zuständigen Stellen 
(Zollkontingentscheinstellen) erteilt. 

§ 3 

Die Zollkontingentscheinstellen machen für jedes 
Zollkontingent im Bundesanzeiger die Einzelheiten 
bekannt, die bei Anträgen auf Erteilung von Zoll- 
kontingentscheinen zu beachten sind (Ausschrei- 
bung). 

§ 4 

(1) Die Erteilung von Zollkontingentscheinen 
kann mit Bedingungen, Befristungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalten verbunden werden, soweit 
dies zur Wahrung der in § 77 Abs. 10 Satz 2 bis 4 
des Zollgesetzes genannten Belange erforderlich ist. 
Zollkontingentscheine können insbesondere mit der 
Auflage verbunden werden, die Zollkontingents- 
waren nur zur Belieferung von Verbrauchern in be- 
stimmten Teilen des Geltungsbereiches dieses Ge- 
setzes zu verwenden. 

(2) Ist ein Zollkontingentschein unter der Auflage 
erteilt worden, daß die Zollkontingentswaren nur in 
bestimmter Weise verwendet werden dürfen (Ver- 
wendungsbeschränkung), so hat der aus dem Zoll- 
kontingentschein Berechtigte die Verwendungsbe- 
schränkung jedem Erwerber der Zollkontingents- 
ware spätestens bei der Veräußerung mitzuteilen. 
Die Verwendungsbeschränkung und die Mitteilungs- 
pflicht gemäß Satz 1 gelten auch für den Erwerber. 

§ 5 

(1) Zollkontingentscheine dürfen vom Berechtig- 
ten nicht einem anderen zur Ausnutzung überlassen 
werden. Niemand darf einen ihm nicht zustehenden 
Zollkontingentschein für sich auszunutzen. 


(2) Zollkontingentscheine, die nicht ausgenutzt 
werden, sind unverzüglich nach Eintritt der Gründe 
der Zollkontingentscheinstelle zurückzugeben. 

§ 6 

(1) Die nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben den Zollkontingentscheinstellen die 
für die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Die von den Zollkontingent- 
scheinstellen mit der Einholung von Auskünften be- 
auftragten Personen sind befugt, Grundstücke, Ge- 
schäftsräume und zur Verhütung dringender Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung auch 
Wohnräume des zur Auskunft Verpflichteten zu be- 
treten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzuneh- 
men und in die geschäftlichen Unterlagen des zur 
Auskunft Verpflichteten Einsicht zu nehmen. Der zur 
Auskunft Verpflichtete hat die Maßnahmen nach 
Satz 2 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletztlich- 
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Zur Auskunft verpflichtet ist, wer unmittel- 
bar oder mittelbar an der Einfuhr oder an der Wei- 
terlieferung von Waren eines nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes aufzuteilenden Zollkontingents teil- 
nimmt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 7 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben aufgrund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 
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(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ B 


gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen einen Zoilkon- 
tingentschein zu erschleichen, 

2. zollfrei oder zollermäßigt eingeführte 
Waren entgegen einer im Zollkontingent- 
schein enthaltenen Auflage verwendet, 

3. entgegen § 4 Abs. 2 einem Erwerber eine 
Verwendungsbeschränkung nicht rechtzei- 
tig mitteilt und dadurch bewirkt, daß Zoll- 
kontingentswaren entgegen der Beschrän- 
kung verwendet werden, 

4. entgegen § 5 Abs. 1 einen Zollkontingent- 
schein einem anderen zur Ausnutzung 
überläßt oder einen ihm nicht zustehen- 
den Zollkontingentschein für sich aus- 
nutzt, 

5. entgegen § 5 Abs. 2 Zollkontingentscheine, 
die nicht ausgenutzt werden, nicht unver- 
züglich nach Eintritt der Gründe der Zoll- 
kontingentscheinstelle zurückgibt, 

6. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, unvollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen § 6 
Abs. 1 Satz 3 den Zutritt zu Grundstücken, 
Wohnräumen oder Geschäftsräumen, die 
Vornahme von Prüfungen oder Besichti- 
gungen oder die Einsichtnahme in ge- 
schäftliche Unterlagen nicht duldet. 


(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigenei Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz auferlegt. 

§ 10 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine in 
§ 8 mit Geldbuße bedrohte Handlung, .so kann gegen 
den Inhaber oder Leiter des Unternehmens oder 
den gesetzlichen Vertreter des Inhabers oder ein 
Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organs einer juristischen Person oder einen vertre- 
tungsberechtigten Gesellschafter einer Personenhan- 
delsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn sie ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und 
der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße ist nach § 8 Abs. 2 zu bemes- 
sen. 

§ 11 

(i) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 8, so kann auch gegen 
die juristische Person oder die Personenhandelsge- 
sellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- | 
büße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet i 
werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die 
nach § 2 zuständige Zollkontingentscheinstelle. Diese 
entscheidet auch über die Abänderung und Aufhe- 
bung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachge- ! 
prüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Ge- 
setzes über Ordnungs Widrigkeiten). 

§ 9 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 8 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 


(2) Die Geldbuße ist nach § 8 Abs. 2 zu bemessen. 

(3) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen und für den Gewinn, 
den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am fünften Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Entwurf des Elften Gesetzes zur Änderung des 
Zollgesetzes enthält materielle Grundsätze der Ver- 
teilung von Zolikontingenten. Als Ergänzung dazu 
regelt der Entwurf dieses Gesetzes das Verfahren 
für die Verteilung von Zollkontingenten. Er ordnet 
die Zuständigkeit für die Erteilung von Zoilkontin- 
gentscheinen und erläßt die erforderlichen Verfah- 
rens-, Straf- und Bußgeldvorschriften. Beide Ent- 
würfe sollen damit die allgemeine Rechtsgrundlage 
schaffen, die in Zukunft im Bedarfsfall die Ver- 
teilung von Zollkontingenten im Kontingentschein- 
verfahren statt im sog, Windhundverfahren ermög- 
licht. 

Im Windhundverfahren werden Zollkontingente in 
der Weise verteilt, daß die eingeführten Zollkontin- 
gentswaren in der Reihenfolge ihrer Zollabfertigung 
durch die überwachende Zollstelle von der verfüg- 
baren Zollkontingentsmenge bis zur Erschöpfung 
des Zollkontingentes abgeschrieben werden. Dieses 
Verfahren ist geeignet, solange das Zollkontingent 
größer ist als der Einfuhrbedarf an zollbegünstigter 
Kontingentsware oder ihm doch zumindest ent- 
spricht. Reicht jedoch das Zollkontingent nicht aus, 
um die Einfuhrwünsche aller potentiellen Impor- 
teure zu befriedigen, oder ist dies nach dem voraus- 
sichtlichen Einfuhrbedarf aus Drittländern zu be- ' 
fürchten, so kann das Windhundverfahren zu Unge- 
rechtigkeiten und zu unerwünschter Häufung der 
Zollkontingentswareneinfuhren bei Beginn des Zoll- 
kontingentszeitraums (in der Regel ein Jahr) führen. 

Das Zollkontingentscheinverfahren soll es ermög- 
lichen, das Zollkontingent nach vorangegangener 
Ausschreibung in angemessener Weise zu verteilen. 
Der Zollkontingentschein, den der Antragsteller er- 
hält, berechtigt zur zollbegünstigten Einfuhr einer 
bestimmten Menge der betreffenden Zollkontin- 
gentsware innerhalb des Zollkontingentszeitraums. 
Der Zwang des Windhundverfahrens, die Zollkon- 
tingentsware beschleunigt einzuführen, um der Er- 
schöpfung des Zollkontingents zuvorzukommen, ent- 
fällt. 

Die Organe der Europäischen Gemeinschaften sehen 
Zollkontingente, die zeitlich und mengenmäßig be- 
grenzte Aussetzungen der jeweiligen Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs sind, als Durchbrechung des 
regulären Zollschutzes an und haben daher Zoll- 
kontingente zugunsten der EWG-Mitgliedstaaten 
bisher stets knapp bemessen. Es ist damit zu rech- 
nen, daß auch vertraglich vereinbarte Zollkontin- 
gente der EWG nach Aufteilung auf die Mitglied- 
staaten deren Einfuhrbedarf aus Drittländern in eini- 
gen Fällen nicht voll decken. Das Zollkontingent- 
scheinverfahren ist dann eine geeignete Handhabe, 
um der geschilderten Situation durch zweckgerechte 
Versorgung des Inlandsmarktes Rechnung zu tragen. 


Es kann ferner dazu beitragen, denVerbleib der 
ohnehin knappen und von der deutschen Wirtschaft 
benötigten Zollkontingentswaren im Inland zu ge- 
währleisten. Außerdem wird mit der Einführung des 
Zollkontingentscheinverfahrens das deutsche Instru- 
mentarium an das der anderen EWG-Mitglied- 
staaten angeglichen, die ihre Zollkontingente schon 
jetzt weitgehend im Zollkontingentscheinverfahren 
verteilen. 

Das Gesetz soll im Rahmen der bestehenden Behör- 
denorganisationen durchgeführt werden. Besondere 
Kosten entstehen dadurch nicht. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Die Vorschrift knüpft an die zur Eröffnung eines 
Zollkontingents aufgrund des Zollgesetzes er- 
gehende Reditsverordnung an, durch die die Art der 
Verteilung — Windhundverfahren oder Zollkontin- 
gentscheinverfahren — bestimmt wird. Wird dort 
das Zollkontingentscheinverfahren vorgesehen, so 
gilt für die Verteilung des Zollkontingents dieses 
Gesetz. 

Zu § 2 

Die Vorschrift begründet die Zuständigkeit des Bun- 
nesamtes für gewerbliche Wirtschaft und des Bun- 
desdesamtes für Ernährung und Forstwirschaft zur 
Erteilung von Zollkontingentscheinen. Für die Zu- 
ständigkeitsabgrenzung zwischen den beiden Zoll- 
kontingentscheinstellen ist die Einfuhrliste zum 
Außenwirtschaftsgesetz maßgebend. Sie weist die 
Waren des Agrarsektors dem Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und die Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft dem Zuständigkeitsbereich des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft zu. 

Zu § 3 

Die Ausschreibung im Bundesanzeiger versetzt alle 
Interessenten in die Lage, unter Darlegung aller 
notwendigen Tatsachen einen Zollkontingentschein 
rechtzeitig zu beantragen. 

Zu § 4 

§ 4 gibt den Zollkontingentscheinstellen die Instru- 
mente, deren sie bedürfen, um das Zollkontingent 
den mit seiner Eröffnung verfolgten Zielen gemäß 
zu verteilen und das Erreichen dieser Ziele sicher- 
zustellen. Hierzu gehört die Befugnis, die Verwen- 
dung der Waren regional zu steuern, wenn dies 
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zwecks Befriedigung eines bestimmten Bedarfs -oder 
aus sonstigen wirtschaftspolitischen Gründen erfor- 
derlich ist. 

Die Entscheidung der Frage, ob ein Zollkontingent- 
schein erteilt werden soll, kann je nach den zu be- 
achtenden Verteilungsgrundsätzen davon abhängen, 
daß die Zollkontingentsware in bestimmter Weise 
verwendet wird, wenn nur so die mit der Eröffnung 
des Zollkontingents verfolgten Ziele zu erreichen 
sind. Die Einhaltung der Verwendungsbeschränkung 
kann durch eine Auflage gesichert werden. 

Die Anordnung der Verwendungsbeschränkung 
würde ihren Zweck nicht erfüllen, wenn sie nur den 
Einführer träfe. Deshalb ist es erforderlich, auch 
jeden weiteren Erwerber zu binden. Verwendungs- 
beschränkung und Mitteilungspflicht gelten daher 
auch für diesen, soweit ihm die Auflage mitgeteilt 
oder sonstwie bekannt wird. 

Zu § 5 

Wenn die Verteilungsgrundsätze die Ausnutzung 
der Zollkontingente von bestimmten sachlichen oder 
persönlichen Voraussetzungen abhängig machen 
können, so läßt sich dies nach Artikel 3 des Grund- 
gesetzes nur rechtfertigen, wenn dem bevorzugt 
berücksichtigten Kreis von Einführern der Kontin- 
gentscheinhandel grundsätzlich untersagt ist. Diese 
Regelung ist deshalb •— wie im Außenwirtschafts- 
recht — unverzichtbar. Sofern es die Verteilungs- 
grundsätze in besonders gelagerten Fällen zulassen, 
kann die Zollkontingentscheinstelle verteilte Zollkon- 
tingentsmengen, die wieder verfügbar werden, neu 
verteilen. Das in § 5 Abs. 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzentwurfs vorgesehene Ge- 
bot zur Rückgabe unausgenutzter Zollkontingent- 
scheine setzt ebenfalls die Untersagung des Handels 
mit Zollkontingentscheinen voraus. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß das Zollkontingent, 
dessen Ausnutzung aus wirtschaftlichen Gründen 
oder aufgrund zwischenstaatlicher Verpflichtungen 
geboten ist, auch erschöpft wird. Dies ist nur mög- 
lich, wenn die Zollkontingentscheinstellen in die 
Lage versetzt werden, nicht ausgenutzte Zollkon- 
tingentsmengen noch innerhalb des Zollkontingents- 
zeitraums neu zu verteilen. Schließlich beugt die Be- 
stimmung einer mißbräuchlichen Verwendung des 
Zollkontingentscheins vor. 

Zu § 6 

§ 6 gibt den Zollkontingentscheinstellen die Befug- 
nis, von jedem, der unmittelbar oder mittelbar an 
der Einfuhr oder an der Weiterlieferung von Zoll- 
kontingentswaren teilnimmt, die erforderlichen Aus- 
künfte zu verlangen, überwacht werden muß ins- 
besondere die auflagengemäße Verwendung der 
Waren. 

Um eine ordnungsgemäße Überwachung sicherzu- 
stellen, sind die Beauftragten oder Zollkontingent- 
scheinstellen befugt, Grundstücke, Wohn- und Ge- 
schäftsräume des Auskunftspflichtigen zu betreten, 
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dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen 
und in die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts- 
pflichtigen Einsicht zu nehmen. Diese Befugnis er- 
fordert eine Einschränkung der Unverletztlichkeit 
der Wohnung zur Verhütung dringender Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung im Sinne 
des Artikels 13 Abs. 3 des Grundgesetzes. 

§ 6 Abs. 3 entspricht der Regelung in anderen 
wirtschaftsrechtlichen Gesetzen. 

Zu § 7 

Angehörige oder Beauftragte der Zollkontingent- 
scheinstellen können namentlich aufgrund ihrer Be- 
fugnis gemäß § 6 Kenntnis von fremden Geheim- 
nissen, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheim- 
nissen erlangen. Das unbefugte Offenbaren oder 
Verwerten solcher Geheimnisse wird durch § 7 unter 
Strafe gestellt. 

Zu § 8 

Die in § 8 aufgeführten Handlungen sind kein 
Kriminal-, sondern typisches Ordnungsunrecht. Sie 
werden daher als Ordnungswidrigkeiten mit Geld- 
buße bedroht. 

Zu § 9 

§ 9 unterwirft auch solche Personen den Bußgeldvor- 
schriften, die für andere, insbesondere für Personen- 
liändelsyesellsuiafien oder für juristische Personen 
handeln. 

Zu § 10 

Diese Vorschrift bedroht auch den mit Geldbuße, 
der durch Verletzung seiner Aufsichtspflicht eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 8 bewirkt. Der Tatbe- 
stand entspricht der Regelung in anderen wirtschafts- 
rechtlichen Gesetzen. 

Zu §11 

Die Vorschrift ermöglicht die Festsetzung von Geld- 
bußen auch gegen juristische Personen und Per- 
sonenhandelsgesellschaften. Dies erscheint gerecht- 
fertigt im Hinblick auf die Vorteile, die nicht selten 
die Gesellschaft aus einer Ordnungswidrigkeit zieht. 

Zu § 12 

§ 12 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 13 

Das Gesetz berührt das Gesetz über das Zollkontin- 
gent für feste Brennstoffe 1968, 1969 und 1970 vom 
30. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. II S. 2597) nicht, 
da es sich bei diesem um das speziellere Gesetz 
handelt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus 
§ 2 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 AWG, da 
danach grundsätzlich Landesbehörden zuständig 
sind (Artikel 84 Abs. 1 GG). Auf Grund der 
gemäß § 28 Abs. 3 AWG erlassenen Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten im Außen- 
wirtschaftsverkehr vom 7. August 1961 (BGBl. I 
S. 1554) sind zwar z. Z. Bundesbehörden zustän- 
dig; die potentielle Zuständigkeit der Landes- 
behörden wird dadurch nicht berührt, die bei 
einer Aufhebung der genannten Verordnung 
wieder einträte. 

2. § 4 

In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „in § 77 
Abs. 10 Satz 2 bis 4 des Zollgesetzes genannten 
Belange" durch die Worte „gemäß § 77 Abs. 10 
des Zollgesetzes festgesetzten Verteilungsgrund- 
sätze" zu ersetzen. 

Begründung 

Durch die Änderung soll klargestellt werden, daß 
§ 4 keine autonome Ermächtigung an die Ver- 
waltung gibt, bei der Erteilung von Kontingent- 
scheinen allgemein die genannten Belange aus 
§ 77 ZG zu verfolgen, unabhängig davon, wie- 
weit die jeweils notwendige Verordnung über 
die Verteilungsgrundsätze diesen Belangen im 
einzelnen die Priorität einräumt. 

3. § 6 

In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „Grundstücke, 
Geschäftsräume und zur Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung auch Wohnräume" durch die Worte 
„Grundstücke und Geschäftsräume" zu ersetzen. 
Entsprechend ist der letzte Satz von Absatz 1 
sowie in § 8 Abs. 1 Nr. 6 das Wort „,Wohn- 
räumen" zu streichen. 

Begründung 

Es ist kein Grund ersichtlich, der es rechtfertigt, 
den mit der Einholung von Auskünften beauf- 
tragten Personen das Recht einzuräumen, auch 
die Wohnung des Auskunftspflichtigen zu betre- 
ten. Im AWG ist ein solches Recht ebenfalls nicht 
vorgesehen. 


I 4. § 8 

a) In Absatz 1 Nr. 3 sind vor den Worten „nicht 
rechtzeitig" die Worte „nicht oder" einzu- 

1 fügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung und Anpassung an 
§ 8 Abs. 1 Nr. 6. 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 73 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten ist die Oberfinanzdirektion als 
Bundesbehörde. § 43 Abs. 4 Sätze 2 und 3 
sowie Absatz 5 des Außenwirtschaftsgesetzes 
gelten entsprechend." 

Begründung 

Die Bestimmung des Entwurfs, das Ordnungs- 
widrigkeitenverfahren in die Hand der Kon- 
tingentscheinstelle zu legen, entspricht zwar 
dem Kohlenzollkontingentgesetz; dennoch 
sollte diese Praxis nicht beibehalten werden, 
wenn und solange für den verwandten Be- 
reich der Ordnungswidrigkeiten nach dem 
AWG die Oberfinanzdirektionen zuständig 
sind. 

Da Außenwirtschaftsverstöße, Verstöße gegen 
die Zollbestimmungen und gegen die Kon- 
tingentverteilungsgrundsätze häufig ineinan- 
der übergehen werden, sollte man die Ver- 
folgungszuständigkeit im Ordnungswidrig- 
keitenverfahren möglichst einheitlich bei den 
Oberfinanzdirektionen belassen. 

Das Verfahren bei den Oberfinanzdirektionen 
nach § 43 AWG hat sich eingespielt, die Zu- 
sammenarbeit mit den Bundesämtern im 
Wirtschafts- und Landwirtschaftsbereich ist 
auch dort gegeben. Damit wird zugleich 
sichergestellt, daß auch regionalwirtschaft- 
liche Belange in Betracht gezogen werden. 

I 5. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte geprüft werden, ob nicht mehr als 
! vorgesehen, auf redaktionelle Abweichungen 

I von den entsprechenden Regelungen des AWG 

I verzichtet werden kann. Es wäre zweckmäßig, 

I wenn für vielfach vergleichbare Sachverhalte im 

j Bereich des Außenwirtschaftsrechts und des Zoll- 

kontingentsrechts möglichst einheitliche Rege- 
j lungen gelten. Redaktionelle Verbesserungen 

oder auch sachliche Ergänzungen sollten einer 
späteren Novellierung der einschlägigen Ge- 
setze Vorbehalten bleiben. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Auffassung, daß das Gesetz der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, wird nicht geteilt. Ent- 
gegen der Annahme des Bundesrates soll § 2 aus- 
schließlich die Zuständigkeit von Bundesbehörden 
begründen. Die Bundesregierung wird im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren auf eine Fassung hinwir- 
ken, die dies klarer zum Ausdruck bringt. 

Zu 2. bis 4. a) 

Der Stellungnahme des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 


Zu 4. b) 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sollte die Be- 
hörde sein, die die Zollkontingentscheine erteilt, 
d. h. die Zollkontingentscheinstelle und nicht die 
Oberfinanzdirektion. Die Oberfinanzdirektionen sind 
im Außenwirtschaftsrecht nur deshalb zuständig, 
weil sie dort — anders als hier — auch sachlich mit 
Uberwachungsaufgaben betraut sind. 


Zu 5. 

Die Bundesregierung wird im Laufe des Gesetz- 
gebungsverfahrens prüfen, ob der Anregung des 
Bundesrates entsprochen werden kann. 


Drucksache V/2980 
Anlage 3 
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